
Landtag von Baden-Württemberg
17. Wahlperiode

Drucksache 17 / 2950
22.7.2022

1Eingegangen: 22.7.2022 / Ausgegeben: 29.8.2022

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.		wie	viele	Schülerinnen	und	Schüler	nach	der	Abschaffung	der	Verbindlichkeit	
der	Grundschulempfehlung	 im	Jahr	2012	 in	den	darauffolgenden	Schuljahren	
bis heute nicht an der empfohlenen Schulart eingeschult wurden (bitte aufge-
schlüsselt	 nach	 Schuljahr	 sowie	 aufgelistet	 nach	Grundschulempfehlung	 und	
Schulart);

2.		wie	 viele	 Eltern	 seit	 der	 Wiedereinführung	 zur	 verpflichtenden	 Vorlage	 der	
Grundschulempfehlung an der weiterführenden Schule im Jahr 2018 in den 
darauffolgenden	 Schuljahren	 bis	 heute	 das	 zusätzliche	 Beratungsgespräch	 an	
der aufnehmenden Schule in Anspruch genommen haben (bitte aufgeschlüsselt 
nach	Schuljahr	und	Schulart);

3.		wie	 viele	 Eltern	 seit	 der	 Wiedereinführung	 zur	 verpflichtenden	 Vorlage	 der	
Grundschulempfehlung an der weiterführenden Schule im Jahr 2018 in den da-
rauffolgenden	Schuljahren	bis	heute	das	zusätzliche	Beratungsgespräch	an	der	
aufnehmenden Schule bei Dissens zwischen der von der Schule im Rahmen der 
Grundschulempfehlung empfohlenen Schulart und der Wahl der Schulart der 
Erziehungsberechtigten in Anspruch genommen haben (bitte aufgeschlüsselt 
nach	Schuljahr);

4.  wie viele Schülerinnen und Schüler ab Klassenstufe sechs seit dem Jahr 2012 
in	den	darauffolgenden	Schuljahren	bis	heute	vom	Gymnasium	auf	eine	andere	
Schulart	gewechselt	sind	(bitte	aufgeschlüsselt	nach	Schuljahr	und	aufnehmen-
der Schulart);

Antrag
der Abg. Katrin Steinhülb-Joos u. a. SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Die unverbindliche Grundschulempfehlung als Beratungs-
leitplanke und ihre Auswirkungen auf die Schularten

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



2

Landtag	von	Baden-Württemberg Drucksache	17	/	2950

	 5.		wie	viele	Schülerinnen	und	Schüler	ab	Klassenstufe	sechs	seit	dem	Jahr	2012	
in	den	darauffolgenden	Schuljahren	bis	heute	in	eine	höhere	Schulart	gewech-
selt	sind	(bitte	aufgeschlüsselt	nach	Schuljahr,	Herkunfts-	und	aufnehmender	
Schulart);

	 6.		wie	viele	der	in	den	Ziffern	4	und	5	angesprochenen	Schülerinnen	und	Schü-
ler	jeweils	eine	Grundschulempfehlung	hatten,	die	nicht	der	zuerst	gewählten	
Schulart	entsprach	(bitte	aufgeschlüsselt	nach	Schuljahr	und	Schulart);

 7.  wie viele Schülerinnen und Schüler seit dem Jahr 2012 bis heute einen Ab-
schluss an einer Schulart erzielt haben, deren Grundschulempfehlung sie ur-
sprünglich nicht hatten (bitte aufgeschlüsselt nach Jahr, Empfehlung und dem 
erreichten Abschluss);

	 8.		wie	viele	Schülerinnen	und	Schüler	seit	dem	Schuljahr	2012/2013	bis	heute	an	
der	Realschule	einen	Hauptschulabschluss	abgelegt	haben	(bitte	aufgeschlüs-
selt	nach	Schuljahr);

	 9.		wie	viele	Schülerinnen	und	Schüler	 seit	dem	Schuljahr	2012/2013	bis	heute	
aus dem G-Zug der Realschule in den M-Zug gewechselt sind, insbesondere 
unter Darstellung, wie viele von ihnen die Mittlere Reife abgelegt haben (bitte 
aufgeschlüsselt	nach	Schuljahr	und	unter	Angabe	der	Verweildauer	im	G-Zug	
bis zum Wechsel in den M-Zug);

10.		wie	viele	Realschulen	in	den	Klassenstufen	fünf	und	sechs	binnendifferenziert	
arbeiten, insbesondere unter Darlegung, wie hoch die Abschulungsrate in den 
Realschulen	nach	Klassenstufe	sechs	in	Klassen,	die	binnendifferenziert	arbei-
ten	im	Vergleich	zu	Klassen	ist,	die	keine	Binnendifferenzierung	vornehmen;

11.  wie sich diese Zahlen seit dem Jahr 2018 infolge der Regelung zur verbind-
lichen	Vorlage	der	Grundschulempfehlung	an	der	aufnehmenden	Schule	ver-
ändert	haben;

12.		auf	welchen	wissenschaftlichen	Studien	und	Erkenntnissen	die	Entscheidung	
der	Einführung	der	verbindlichen	Vorlage	der	Grundschulempfehlung	an	der	
aufnehmenden Schule basierte;

13.		welche	Möglichkeiten	bestehen,	 das	Beratungsverfahren	 für	Eltern	über	das	
Gespräch	mit	der	Klassenlehrkraft	zur	Empfehlung	hinaus	auszubauen	und	zu	
spezialisieren,	um	zielgerichteter	und	individueller	beraten	zu	können;

14.		wie	 sie	 die	 aufnehmenden	 Schulen	 hinsichtlich	 der	 Heterogenität	 der	 Ein-
stiegsklassen	weiterführend	unterstützen	möchte,	um	 individuelle	Förderung	
zu	ermöglichen;

15.		wie	sie	die	Möglichkeit	beurteilt,	auf	Grundlage	der	offenzulegenden	Grund-
schulempfehlung	 eine	 datenschutzkonforme	 Langzeit-Bildungswegeanalyse	
von Schülerinnen und Schülern vorzunehmen, um transparent dazulegen, wel-
che Gruppe von Schülerinnen und Schüler mit welcher Grundschulempfeh-
lung	welchen	Bildungsweg	mit	welchem	Erfolg	absolviert.

21.7.2022

Steinhülb-Joos,	Dr.	Fulst-Blei,	Born,	Rolland,	Dr.	Kliche-Behnke	SPD
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Beg r ü n d u n g

Der Übergang von der Grundschule auf eine weiterführende Schule ist ein wich-
tiger Meilenstein für alle Schülerinnen und Schüler. Mit dem Wechsel auf eine 
weiterführende Schule gehen sowohl für die Kinder als auch die Eltern wichtige 
Fragen	und	Überlegungen	einher.	Durch	die	Abschaffung	der	Grundschulempfeh-
lung	im	Jahr	2012	und	der	damit	einhergehenden	Stärkung	des	Elternwahlrechts	
wurden	positive	Effekte	für	die	Bildungsgerechtigkeit	erzielt	und	unnötiger	Druck	
von den Schülerinnen und Schülern genommen. Umso wichtiger ist es allerdings, 
die Schülerinnen und Schüler sowie die Eltern bei dieser wichtigen Entschei-
dung zu begleiten und zu unterstützen. Der Antrag soll daher erfragen, wie sich 
die Übergangsquoten von der Grundschule auf die weiterführenden Schulen in 
den	vergangenen	Jahren	verändert	habe	und	eruieren,	wie	Eltern	im	Prozess	der	
Entscheidung bezüglich des weiterführenden Schulwegs noch zielführender und 
stärker	unterstützt	werden	können.

A n t r a g 

Mit Schreiben vom 16. August 2022 Nr. KMZ-041-8/9/2 nimmt das Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.		wie	viele	Schülerinnen	und	Schüler	nach	der	Abschaffung	der	Verbindlichkeit	
der	Grundschulempfehlung	im	Jahr	2012	in	den	darauffolgenden	Schuljahren	
bis heute nicht an der empfohlenen Schulart eingeschult wurden (bitte aufge-
schlüsselt	 nach	 Schuljahr	 sowie	 aufgelistet	 nach	Grundschulempfehlung	 und	
Schulart);

Die	Zahl	der	Übergänge	von	den	öffentlichen	und	privaten	Grundschulen	auf	die	
weiterführenden	Schulen	in	Verbindung	mit	der	Grundschulempfehlung	(absolut	
und	prozentual)	zu	den	Schuljahren	2012/2013	bis	2021/2022	kann	der	Anlage 1 
entnommen werden.

2.		wie	 viele	 Eltern	 seit	 der	 Wiedereinführung	 zur	 verpflichtenden	 Vorlage	 der	
Grundschulempfehlung an der weiterführenden Schule im Jahr 2018 in den 
darauffolgenden	Schuljahren	bis	heute	das	zusätzliche	Beratungsgespräch	an	
der aufnehmenden Schule in Anspruch genommen haben (bitte aufgeschlüsselt 
nach	Schuljahr	und	Schulart);

3.		wie	 viele	 Eltern	 seit	 der	 Wiedereinführung	 zur	 verpflichtenden	 Vorlage	 der	
Grundschulempfehlung an der weiterführenden Schule im Jahr 2018 in den 
darauffolgenden	Schuljahren	bis	heute	das	zusätzliche	Beratungsgespräch	an	
der aufnehmenden Schule bei Dissens zwischen der von der Schule im Rahmen 
der Grundschulempfehlung empfohlenen Schulart und der Wahl der Schulart 
der Erziehungsberechtigten in Anspruch genommen haben (bitte aufgeschlüs-
selt	nach	Schuljahr);

Die	Ziffern	 2	 und	 3	werden	 aufgrund	 des	 Sachzusammenhangs	 gemeinsam	be-
antwortet.

Im	Rahmen	der	amtlichen	Schulstatistik	werden	lediglich	Daten	zur	„Teilnahme	
am	besonderen	Beratungsverfahren“	der	öffentlichen	und	privaten	Grundschulen	
nach	Grundschulempfehlung	erhoben.	Für	die	Übergänge	2018	bis	2021	sind	diese	
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in Anlage 2	dargestellt.	Bei	den	zusätzlichen	Beratungsgesprächen	handelt	es	sich	
um	ein	Gesprächsangebot,	das	 seitens	der	 aufnehmenden	Schule	ausgesprochen	
werden	 kann,	 wenn	 die	 Entscheidung	 der	 Erziehungsberechtigten	 für	 ihr	 Kind	
über die auf der Grundschule aufbauende Schulart nicht einer in der Grundschul-
empfehlung	ausgesprochenen	Schulart	entspricht.	Zu	diesen	Gesprächen	werden	
im	Rahmen	der	amtlichen	Schulstatistik	keine	Daten	erhoben.	

4.  wie viele Schülerinnen und Schüler ab Klassenstufe sechs seit dem Jahr 2012 
in	den	darauffolgenden	Schuljahren	bis	heute	vom	Gymnasium	auf	eine	andere	
Schulart	gewechselt	sind	(bitte	aufgeschlüsselt	nach	Schuljahr	und	aufnehmen-
der Schulart);

5.  wie viele Schülerinnen und Schüler ab Klassenstufe sechs seit dem Jahr 2012 
in	den	darauffolgenden	Schuljahren	bis	heute	in	eine	höhere	Schulart	gewech-
selt	 sind	 (bitte	 aufgeschlüsselt	 nach	Schuljahr,	Herkunfts-	 und	aufnehmender	
Schulart);

Die	Schulartwechsel	zwischen	ausgewählten	öffentlichen	und	privaten	allgemein-
bildenden	Schularten	in	den	Schuljahren	2012/2013	bis	2021/2022	sind	nach	aus-
gewählten	Klassenstufen	in	Anlage 3 dargestellt.

6.		wie	viele	der	 in	den	Ziffern	4	und	5	angesprochenen	Schülerinnen	und	Schü-
ler	jeweils	eine	Grundschulempfehlung	hatten,	die	nicht	der	zuerst	gewählten	
Schulart	entsprach	(bitte	aufgeschlüsselt	nach	Schuljahr	und	Schulart);

7.  wie viele Schülerinnen und Schüler seit dem Jahr 2012 bis heute einen Ab-
schluss an einer Schulart erzielt haben, deren Grundschulempfehlung sie ur-
sprünglich nicht hatten (bitte aufgeschlüsselt nach Jahr, Empfehlung und dem 
erreichten Abschluss);

9.		wie	viele	Schülerinnen	und	Schüler	seit	dem	Schuljahr	2012/2013	bis	heute	aus	
dem G-Zug der Realschule in den M-Zug gewechselt sind, insbesondere unter 
Darstellung, wie viele von ihnen die Mittlere Reife abgelegt haben (bitte auf-
geschlüsselt	nach	Schuljahr	und	unter	Angabe	der	Verweildauer	im	G-Zug	bis	
zum Wechsel in den M-Zug);

Die	Ziffern	6,	7	und	9	werden	aufgrund	des	Sachzusammenhangs	gemeinsam	be-
antwortet.

Hierzu	liegen	aus	der	amtlichen	Schulstatistik	keine	Angaben	vor,	da	aktuell	noch	
keine	Schülerindividualdaten	erhoben	werden.	Siehe	hierzu	auch	Antwort	auf	Zif-
fer	15.

8.		wie	viele	Schülerinnen	und	Schüler	seit	dem	Schuljahr	2012/2013	bis	heute	an	
der	Realschule	einen	Hauptschulabschluss	abgelegt	haben	(bitte	aufgeschlüs-
selt	nach	Schuljahr);

Die	 Abgänge	 von	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 mit	 Hauptschulabschluss	 an	 öf-
fentlichen	und	privaten	Realschulen	in	Baden-Württemberg	können	für	die	Erhe-
bungsjahre	2012/2013	bis	2021/2022	(Schuljahre	2011/2012	bis	2020/2021)	der	
Anlage 4 entnommen werden.
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10.		wie	viele	Realschulen	in	den	Klassenstufen	fünf	und	sechs	binnendifferenziert	
arbeiten, insbesondere unter Darlegung, wie hoch die Abschulungsrate in 
den	Realschulen	nach	Klassenstufe	sechs	 in	Klassen,	die	binnendifferenziert	
arbeiten	im	Vergleich	zu	Klassen	ist,	die	keine	Binnendifferenzierung	vorneh-
men;

11.  wie sich diese Zahlen seit dem Jahr 2018 infolge der Regelung zur verbind-
lichen	Vorlage	der	Grundschulempfehlung	an	der	aufnehmenden	Schule	ver-
ändert	haben;

Die	Ziffern	10	und	11	werden	aufgrund	des	Sachzusammenhangs	gemeinsam	be-
antwortet. 

Den	Realschulen	stehen	Poolstunden	zur	Verfügung,	um	flexibel	auf	die	Heraus-
forderungen	einer	zunehmend	heterogeneren	Schülerschaft	reagieren	zu	können.	
Die	Schulen	können	selbst	entscheiden,	ob	sie	diese	Poolstunden	dafür	einsetzen,	
ihre	Schülerinnen	und	Schüler	binnendifferenziert	zu	fördern	oder	beispielsweise	
auch	 in	einzelnen	Fächern	Zusatzunterricht	 in	Kleingruppen	anzubieten.	Zu	den	
Fragestellungen	liegen	aus	der	amtlichen	Schulstatistik	daher	keine	Angaben	vor.

12.  auf welchen wissenschaftlichen Studien und Erkenntnissen die Entscheidung 
der	Einführung	der	verbindlichen	Vorlage	der	Grundschulempfehlung	an	der	
aufnehmenden Schule basierte;

Maßgeblich war die Umsetzung des Koalitionsvertrags 2016, in dem auf Seite 27 
Folgendes	festgeschrieben	wurde:

„Für	 den	 anschließenden	Übergang	 auf	 die	weiterführende	Schule	 verständigen	
wir uns darauf, die verbindliche Grundschulempfehlung nicht wiedereinzuführen.
Die Wahlfreiheit der Eltern ist für uns bei dieser Entscheidung die Grundlage. 
Diese Entscheidung macht aber notwendig, dass die Eltern bereits ab Klasse 1 
kontinuierlich	beraten	und	 so	auf	die	 später	 anstehende	Übergangsentscheidung	
vorbereitet werden […] Die Grundschulempfehlung ist der weiterführenden 
Schule	vorzulegen.“

13.		welche	Möglichkeiten	bestehen,	das	Beratungsverfahren	 für	Eltern	über	das	
Gespräch	mit	der	Klassenlehrkraft	zur	Empfehlung	hinaus	auszubauen	und	zu	
spezialisieren,	um	zielgerichteter	und	individueller	beraten	zu	können;

Die	Beratung	von	Erziehungsberechtigten	ist	ein	wesentlicher	Bestandteil	des	Er-
ziehungs-	 und	 Bildungsauftrags	 der	 Grundschule.	 Kontinuierliche,	 verlässliche	
Information	 und	 Beratung	 der	 Erziehungsberechtigten	mit	 verbindlichen	Ange-
boten	 der	 Schule	 sind	 der	Grundstein	 für	 eine	 tragfähige	 Erziehungs-	 und	Bil-
dungspartnerschaft.	Die	kontinuierliche	Bildungsbiografie	jedes	einzelnen	Kindes	
wird	förderlich	und	verlässlich	begleitet.	Dadurch	gewinnen	Erziehungsberechtig-
te Sicherheit und werden auch bei der Übergangsentscheidung unterstützt. Jeder 
Grundschule	 liegt	 ein	Beratungskonzept	 vor,	 in	 dem	 festgehalten	 ist,	 dass	 jähr-
lich	mindestens	ein	verbindliches	Gespräch	mit	den	Erziehungsberechtigten	über	
den	 Lern-	 und	 Entwicklungsstand	 stattfindet.	 Zudem	wird	 in	 Klasse	 4	 vor	 der	
Erstellung	der	Grundschulempfehlung	ein	dokumentiertes	Informations-	und	Be-
ratungsgespräch	mit	den	Erziehungsberechtigten	durchgeführt.	Ferner	werden	die	
Erziehungsberechtigten	im	ersten	Schulhalbjahr	der	Klasse	4	in	Informationsver-
anstaltungen	über	den	Bildungsauftrag,	die	Arbeitsweisen	und	Leistungsanforde-
rungen der auf der Grundschule aufbauenden Schularten informiert.

Ergänzend	können	Erziehungsberechtigte	während	der	gesamten	Grundschulzeit	
pädagogisch-psychologische	 Beratung	 durch	 die	 überörtliche	 schulpsychologi-
sche	Beratungsstelle	oder	die	Beratungslehrkraft	in	Anspruch	nehmen.

Wenn nach der Ausgabe der Grundschulempfehlung noch eine weitere Entschei-
dungshilfe	gewünscht	wird,	können	Eltern	das	besondere	Beratungsverfahren	 in	
Anspruch	nehmen.	Sie	haben	die	Möglichkeit	–	über	das	Gespräch	mit	der	Klas-
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senlehrkraft	hinaus	–	sich	durch	eine	dafür	besonders	qualifizierte	Beratungslehr-
kraft	 individueller	 beraten	 zu	 lassen	 und	 die	 pädagogisch-psychologische	Bera-
tung	in	Anspruch	zu	nehmen.	Gegebenenfalls	können	allgemeine	Begabungstests	
durchgeführt	werden.	Die	Testergebnisse	werden	mit	den	Eltern	besprochen.

Der	 Tätigkeit	 von	 Beratungslehrkräften	 kommt	 auch	 in	 der	 Orientierungsstufe	
besondere	 Bedeutung	 zu.	 Die	 pädagogisch-psychologische	 Beratung	 der	 Erzie-
hungsberechtigten	umfasst	Unterstützungsmaßnahmen	unter	anderem	in	den	Be-
reichen	 Leistungsschwächen	 und	 Lernschwierigkeiten,	 Motivations-	 und	 Kon-
zentrationsprobleme,	soziale	und	emotionale	Probleme,	Verhaltensauffälligkeiten	
sowie	bei	einer	gegebenenfalls	erforderlichen	Korrektur	der	Schullaufbahn.

14.		wie	 sie	 die	 aufnehmenden	 Schulen	 hinsichtlich	 der	 Heterogenität	 der	 Ein-
stiegsklassen	weiterführend	unterstützen	möchte,	 um	 individuelle	Förderung	
zu	ermöglichen;

In	der	Orientierungsstufe	der	weiterführenden	Schulen	hat	die	 individuelle	För-
derung	 aller	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 einen	 hohen	 Stellenwert.	Mit	Hilfe	 von	
Diagnoseverfahren,	 zum	 Beispiel	 Lernstand	 5,	 kann	 der	 Unterstützungsbedarf	
festgestellt werden.

Das	 Verfahren	 „Lernstand	 5“	 soll	 die	 Lehrkräfte	 der	 weiterführenden	 Schulen	
dabei unterstützen, den Lernstand der Schülerinnen und Schüler in eng umrisse-
nen	Basiskompetenzen	zu	Beginn	von	Klasse	5	rasch	einschätzen	zu	können.	Mit	
Hilfe	 der	 Ergebnisse	 können	 die	 Lehrkräfte	 passende	Lernangebote	 sowohl	 für	
die	Klasse	als	auch	für	einzelne	Schülerinnen	und	Schüler	auswählen	und	diese	
im Unterricht zielgerichtet einsetzen. Neben integrativen Maßnahmen sind auch 
additive	Angebote	möglich.	Hierfür	können	Poolstunden	eingesetzt	werden.	Auf	
diese	Weise	soll	Lernstand	5	dazu	beitragen,	dass	der	Übergang	der	Schülerinnen	
und Schüler von der Grundschule an eine weiterführende Schule gut gelingt.

Zusätzlich	trägt	der	regelmäßige	Austausch	zwischen	den	Lehrkräften	und	Eltern	
über den Leistungsstand der Schülerinnen und Schüler dazu bei, ihre Lernent-
wicklung	positiv	zu	begleiten.

Das	ZSL	unterstützt	Lehrkräfte	durch	Angebote	an	der	Außenstelle	in	Bad	Wild-
bad	zum	Lernstand	5	und	zur	Förderung	in	den	Eingangsklassen.	In	den	Fortbil-
dungen	 zum	gemeinsamen	Bildungsplan	 der	 Sekundarstufe	 I	wird	 der	Umgang	
mit	Heterogenität	und	dem	Lernen	auf	unterschiedlichen	Niveaustufen	Rechnung	
getragen.	Differenzierende	Aufgabenstellungen	 und	Möglichkeiten	 individueller	
Förderung	sind	Bestandteil	der	Fortbildungen	in	allen	Fachfortbildungen.	So	gibt	
es	beispielsweise	Angebote	zum	Thema	Feedback	im	Unterricht,	pädagogischen	
Diagnostizieren,	kooperatives	Lernen	sowie	Tiefenstrukturen	des	Unterrichts	und	
zur	Stärkung	der	Basiskompetenzen.

15.		wie	sie	die	Möglichkeit	beurteilt,	auf	Grundlage	der	offenzulegenden	Grund-
schulempfehlung eine datenschutzkonforme Langzeit-Bildungswegeanalyse 
von Schülerinnen und Schülern vorzunehmen, um transparent dazulegen, 
welche Gruppe von Schülerinnen und Schüler mit welcher Grundschulemp-
fehlung welchen Bildungsweg mit welchem Erfolg absolviert.

Im	Rahmen	der	amtlichen	Schulstatistik	wird	an	den	weiterführenden	Schulen	nicht	
erhoben, welche Grundschulempfehlung die Eltern der Kinder beim Übergang von 
der	Grundschule	vorgelegt	hatten.	Voraussetzung	für	die	Verfolgung	von	Bildungs-
wegen	unter	Berücksichtigung	der	jeweils	von	der	Grundschule	vergebenen	Grund-
schulempfehlung	wären	darüber	hinaus	die	Umstellung	der	Statistik	auf	Schülerin-
dividualdaten.	Dies	ist	ein	wichtiges	Vorhaben	für	die	nächsten	Jahre.

Schopper
Ministerin für Kultus,
Jugend und Sport
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